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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


1. Abgeordneter Hat die Bundesregierung einen Plan, um die 
Josten einzelnen Dienststellen des Bundesministe- 

riums für wirtschaftliche Zusammenarbeit, die 
in verschiedenen Häusern in Bonn unterge- 
bracht sind, in einem modernen Bürohaus zu- 
sammenzulegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


2. Abgeordneter Welche weiteren Möglichkeiten sieht die Bun- 

Dr. Haack desregierung, die Kenntnisse in der Bundes- 

republik Deutschland über die Entwicklung in 
der DDR zu erweitern? 

3. Abgeordneter Wird die Bundesregierung darauf hinwirken, 

Dr. Haack daß in der politischen Bildungsarheit — vor 

allem in der Schule — - die Information über 
die Entwicklung in der DDR einen wichtigen 
Platz erhält und an den Hochschulen der Bun- 
desrepublik Deutschland Lehrstühle für DDR- 
Forschung in den verschiedenen Disziplinen 
geschaffen werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


4. Abgeordneter Nach welcher gesetzlichen Vorschrift wird die 

Cramer Errichtung von Werbeflächen an Bundesstras- 

sen im Bereich einer Ortsdurchfahrt geneh- 
migt bzw. abgelehnt? 

5. Abgeordneter Gilt § 9 Abs. 1 und 2 des Bundesfernstraßen- 

Cramer gesetzes oder § 42 der Straßenverkehrs-Ord- 

nung? 

6. Abgeordneter Liegt der Bundesregierung eine Statistik über 

Peters Verkehrsunfälle in Landgemeinden vor, und 

(Poppenbüll) wie ist darin die Entwicklung von Unfällen 

mit Fußgängern verzeichnet? 
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7. Abgeordneter Auf welche Einzelprojekte zur Konkretisie- 

Geldner rung ihrer schriftlichen Antwort (Anlage 7 des 

Stenographischen Berichts über die 25. Sitzung 
des Deutschen Bundestages vom 21. Januar 
1970, Seite 1105) kann die Bundesregierung 
hinweisen? 

8. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Schwierigkeiten 

Gnädinger der Verkehrsverhältnisse im westlichen Bo- 

denseegebiet, insbesondere im Zuge der Bun- 
desstraße 33 über den Bodensee (Konstanz — 
Meersburg — Ravensburg) bekannt, und ist sie 
bereit, eine feste Straßenverbindung (See- 
brücke) über den überlinger See in die Stras- 
senplanung aufzunehmen? 

9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Finanzie- 

Gnädinger rung dieser Seebrücke aus Straßenbaumitteln 

zu übernehmen oder wird sie gegebenenfalls 
eine Finanzierung über den Kapitalmarkt er- 
möglichen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, durch eine gesetzliche Regelung die 
Blendfreiheit bei Halogen-Nebelrücklichtern 
an Kraftfahrzeugen zu gewährleisten? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, durch eine gesetzliche Regelung die An- 
bringung von Stoßstangen bei Kraftfahrzeu- 
gen in einer normierten Höhe herbeizuführen 
und damit die Kosten für Bagatellschäden zu 
senken? 

12. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Zahl der ver- 

Dr. Enders hängnisvollen Stürze aus fahrenden Eisen- 

bahnzügen bekanntgeben, die sich offen- 
sichtlich. durch die Verwechslung von Türen 
jährlich ereignen? 

13. Abgeordneter Hält die Bundesregierung erhöhte Sicherheits- 

Dr. Enders Vorrichtungen an den Außentüren der Eisen- 

bahnwagen für erforderlich, um der Verwechs- 
lung mit einer Innentür vorzubeugen? 

Teilt die Bundesregierung die häufig geäußer- 
te Kritik an den Technischen Überwachungs- 
vereinen e. V., wonach diese in der Bearbei- 
tung von medizinisch-psychologischen Gutach- 
ten zu Lasten der Betroffenen Koordinierung 
und Zügigkeit vermissen ließen? 

15. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, Ar- 
Müller beitsmethoden und innere Verhältnisse der 

(Mülheim) Vereine durch bundeseinheitliche Richtlinien 

zu verbessern? 


14. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


11. Abgeordneter 

Jung 


10. Abgeordneter 

Jung 
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16. Abgeordneter Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 

Graaff rung aus den jüngsten Untersuchungsergeb- 

nissen des Instituts für Straßen- und Verkehrs- 
wesen an der Technischen Universität Berlin, 
wonach Winterreifen mit Stahlstiften (Spikes- 
reifen) die Fahrbahnbeläge derart stark an- 
greifen, daß schon nach kurzer Zeit die rela- 
tive Sicherheit, die eine intakte Straßendecke 
bietet, deutlich vermindert wird? 

17. Abgeordneter Wie viele Unfälle, Tote und Verletzte hat es 

Härzschel in den vergangenen 3 Jahren an beschrankten 

Bahnübergängen gegeben, die wegen nichtge- 
schlossener Schranken verursacht wurden? 

18. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen, 

Härzschel oder was gedenkt sie zu tun, um die Sicher- 

heit an beschrankten Bahnübergängen zu er- 
höhen, um dadurch Gefahren, die aus mensch- 
lichen Unzulänglichkeiten ständig bestehen, 
durch zusätzliche technische Sicherungen 
möglichst auszuschalten? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Rechtsunsicherheit zu beseitigen, die durch 
die Erklärung der Verfassungswidrigkeit des 
§ 13 des Eisenbahnkreuzungsgesetzes entstan- 
den ist und werden für die Durchführung lau- 
fender Vorhaben ersatzweise Bundesmittel 
vorab bereitgestellt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der von 
der Deutschen Bundesbahn eingeräumte 
Transcontainertarif von und zu den niederlän- 
dischen Häfen, der unter den entsprechenden 
Tarifen für die deutschen Seehäfen liegt und 
deshalb die deutschen Seehäfen benachteiligt, 
von der Deutschen Bundesbahn aus rein be- 
triebswirtschaftlichen Überlegungen gekündigt 
wurde? 


Wird die Bundesregierung trotz der nieder- 
ländischen Intervention bei der letzten Sitzung 
des EWG-Verkehrsministerrates in Brüssel 
zugunsten des Transcontainertarifs jede Ein- 
flußnahme auf den Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn unterlassen, die dem ökonomi- 
schen Interesse der Deutschen Bundesbahn 
widerspräche? 

22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen zu 
Biehle ergreifen, damit die durch private, industrielle 

oder öffentliche Hochbauten verursachten 
Empfangsbeemträchtigungen bei den umlie- 
genden Ton- und Fernsehrundfunkanlagen 
nicht zu Lasten der Hörer oder Kommunen 
gehen? 


21. Abgeordneter 

Dr. Apel 


20. Abgeordneter 

Dr. Apel 


19. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/381 


23. Abgeordneter Wird die Bundesregierung ggf. Sorge dafür 

Biehle tragen, daß u. a. durch Auflagen bei Bauge- 

nehmigungen die Bauherrn verpflichtet wer- 
den, auf eigene Kosten vorbeugende, tech- 
nische Maßnahmen zu treffen, um solche 
Empfangsstörungen zu verhindern oder zu 
beseitigen? 

24. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 

Wende immer mehr Bürgern in verdichteten Bebau- 

ungsgebieten der Empfang der Fernsehpro- 
gramme durch die wachsende Anzahl von 
Hochhäusern gestört, zum Teil unmöglich ge- 
macht wird? 


25. Abgeordneter Welche Maßnahmen gesetzgeberischer oder 

Wende technischer Art gedenkt die Bundesregierung 

zu ergreifen, damit den Fernsehteilnehmern 
in den , r abgeschatteten " Häusern eine unge- 
störte Empfangsqualität gesichert wird? 

26. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Dienstfahrzeuge der Brief- 

Dr. Hauff und Paketzusteller der Deutschen Bundespost 

für den Winter nur unzureichend bereift sind 
und z. B. keine Spikes montiert haben, und 
was gedenkt die Bundesregierung gegebenen- 
falls dagegen zu tun? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


27. Abgeordnete* Treffen Befürchtungen zu, nach denen auf 

Frau Funcke Grund des § 48 a des Beamtenrechtsrahmen- 

gesetzes günstigere Teilzeitbestimmungen für 
Beamte im Landesbeamtengesetz von Baden- 
Württemberg zuungunsten der Betroffenen ge- 
ändert werden müssen? 

28. Abgeordneter Ist das Bundesinnenministerium mit Vorarbei- 

Schwabe ten zur Neugliederung des Bundesgebietes 

gemäß Artikel 29 des Grundgesetzes befaßt? 

29. Abgeordneter Werden Gesetzentwürfe entsprechend den Ab- 

Schwabe Sätzen 2 bis 4 und / oder gemäß dem Absatz 

5 des Artikels 29 des Grundgesetzes vorbe- 
reitet, in denen eine Änderung der Landes- 
. grenzen zwischen Baden-Württemberg und 
Hessen erwogen oder dekretiert wird? 

30. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die bestehen- 

Dr. Hauff den Unterschiede zwischen dem Ortszuschlag 

der Ortsklasse S und der Ortsklasse A bald- 
möglichst zu beseitigen? 
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31. Abgeordneter 

Ollesch 


32. Abgeordneter 

Dr. Unland 


33. Abgeordneter 
Dr. Unland 


34. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


35. Abgeordneter 

Dr. Jobst 

36. Abgeordneter 

Koenig 


37. Abgeordneter 

Hansen 


Ist die Bundesregierung bereit, die Sportfilm- 
tage 1970 in Oberhausen, die lebhaftes Inter- 
esse in der deutschen Öffentlichkeit gefunden 
haben und die sicherlich geeignet sind, die 
olympische Idee zu verbreiten, finanziell zu 
unterstützen, da ohne diese Unterstützung die 
Durchführung dieser Sport- und Filmveran- 
staltung gefährdet ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
deutschen Rauchwaren- und Pelzwirtschaft 
durch zunehmende organisierte Serienein- 
brüche und -diebstähle allein im Jahre 1969 
ein Schaden von rund 14 Millionen DM ent- 
standen ist? 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtungen 
der betroffenen Wirtschaftskreise, daß durch 
die föderative Organisation der Polizei eine 
Aufklärung der Delikte außerordentlich er- 
schwert wird und ist sie bereit, etwa durch 
Sondermaßnahmen beim Bundeskriminalamt, 
eine erfolgreiche Fahndungsarbeit der Polizei 
zu erleichtern? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
durch eine Ergänzung des Bundespolizeibeam- 
tengesetzes (BPolBG) ermöglicht werden soll- 
te, daß Offiziere des Bundesgrenzschutzes, die 
nicht Beamte auf Lebenszeit sind und deren 
Dienstverhältnis infolge einer Beschädigung 
im Sinne des § 46 Abs. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes vor Vollendung des vierzigsten Le- 
bensjahres endet, auf Antrag Berufsförderung, 
insbesondere in Form der Fachausbildung nach 
§12 BPolBG erhalten können? 

Wann wird die Bundesregierung einen ent- 
sprechenden Gesetzentwurf vorlegen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Handhabung des Tatbestandes der „ille- 
galen Einreise" zu unnötigen Härten geführt 
hat, wenn z. B. Ausländer zur Rückreise in 
ihre Heimatländer gezwungen werden, obwohl 
sie alle Voraussetzungen für einen legalen 
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutsch- 
land erfüllen und ist sie bereit, auf die Kon- 
ferenz der Innenminister der Länder einzu- 
wirken, den Auslandsämtern nach Prüfung 
des Einzelfalles einen größeren Ermessens- 
spielraum zu geben? 

Hält die Bundesregierung es für erwiesen, daß 
die Chemiewerke von Höchst am Main das 
Gift Endosulfan in den Rhein ablassen und 
damit für das Fischsterben im Jahr 1969 ver- 
antwortlich sind und was beabsichtigt die 
Bundesregierung zu tun, um diese gefährliche 
Verunreinigung des Rheinwassers durch Gift- 
stoffe zu unterbinden? 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/381 


38. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


39. Abgeordneter 
Lenzer 


40. Abgeordneter 
Lenzer 


41. Abgeordneter 

Bredl 


42. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


43. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 


44. Abgeordneter 
Susset 


45. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von 
zwei deutschen Automobilherstellern bereits 
in der Öffentlichkeit vorgestellten Elektro- 
omnibusse für den Stadtverkehr (Daimler- 
Benz mit Hybridantrieb und MAN-Modell auf 
Akkumulatorbasis) und sieht die Bundesregie- 
rung darin einen wichtigen Beitrag zur Be- 
kämpfung der Luftverunreinigung? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung zu einer unverzüglichen Inangriffnahme 
einer Abschlußgesetzgebung zu Artikel 131 
GG? 

Ist die Bundesregierung bereit, nötigenfalls 
durch ein Vorschaltgesetz zu 131 GG den drin- 
gendsten Bedürfnissen der Betroffenen Rech- 
nung zu tragen? 

Was will die Bundesregierung tun, um bei 
Bewilligung von politischem Asyl für griechi- 
sche Gastarbeiter und Studenten eine einheit- 
liche Handhabung des Rechts in allen Ländern 
zu gewährleisten? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
im Hinblick auf den von Mitgliedern einer 
arabischen Untergrundorganisation auf dem 
Münchner Flughafen durchgeführten Bomben- 
anschlag von den gegebenen rechtlichen Mög- 
lichkeiten, einem Mißbrauch des Gastrechts 
durch einzelne Ausländer oder Gruppen von 
Ausländern im Bundesgebiet entgegenzuwir- 
ken, noch wirksamer als bisher Gebrauch ge- 
macht werden muß? 

Wird die Bundesregierung den mit diesem 
Sachverhalt im Zusammenhang stehenden 
Bericht, der am 27. Juni 1967 in der Antwort 
auf eine Kleine Anfrage angekündigt worden 
ist — Drucksache V/2046 — auf Grund des 
jüngsten Attentats beschleunigt erstellen und 
dem Deutschen Bundestag alsbald vorlegen? 

Hält die Bundesregierung es für gerechtfer- 
tigt, daß die Prüfung der Antragsvorausset- 
zungen im öffentlichen Dienst bis zu drei Mo- 
nate in Anspruch nehmen und dazu führen 
kann, daß Anträge auf vermögenswirksame 
Leistungen nach dem Zweiten Vermögensbil- 
dungsgesetz durch Arbeitnehmer im öffentli- 
chen Dienst bereits bis Mitte Oktober eines 
Jahres beim Arbeitgeber (z. B. Bund als 
Dienstherr) gestellt sein müssen? 

Haben die Farbwerke in Hoechst eine behörd- 
liche Zulassung, die es ihnen erlaubt, Gift- 
stoffe — wie z. B. das nach einer Pressever- 
lautbarung des Werkes in einer Menge bis zu 
einem halben Kilo stündlich abgeführte Thio- 
dan — mit dem Abwasser in den Main einzu- 
leiten? 
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46. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 


Wenn eine solche Zulassung vorhanden sein 
sollte: Wie wird sichergestellt, daß die Ein- 
leitung nach Art und Menge den behördlichen 
Anordnungen entspricht? 


47. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 


Liegen der Bundesregierung Meßwerte über 
die Luftverschmutzung in Ballungsgebieten 
der chemischen Industrie vor und bei welchem 
Grad der Luftverschmutzung hält die Bundes- 
regierung eine weitere Ansiedlung chemischer 
Industrie für untragbar? 


48. Abgeordneter Welche Maßnahmen würde die Bundesregie- 

Dr. Weber rung ergreifen, um für diesen Fall eine weitere 

(Köln) Luftverschmutzung zu verhindern? 


49. Abgeordneter Was sagt die Bundesregierung zu der Stel- 
Bay lungnahme des Staatssekretärs Kruisinga vom 

niederländischen Volksgesundheistministeri- 
um, wonach Untersuchungsergebnisse keine 
Zweifel mehr daran ließen, daß die Rheinver- 
giftung mit dem Schädlingsbekämpfungsmittel 
Endosulfan (Handelsname Thiodan) schuld- 
haft vom Hersteller, den Farbwerken Hoechst, 
verursacht worden sei? 


50. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage festzu- 
Bay stellen, ob die Behauptung der Farbwerke 

Hoechst in Frankfurt, die Einleitung von stünd- 
lich 150 gr bis 400 gr Endosulfan in den Main 
sei für Menschen, Säugetiere, Fische und Pflan- 
zen unschädlich, wissenschaftlich begründet 
ist, insbesondere unter Berücksichtigung der 
Möglichkeit oder Tatsache, daß dem gleichen 
Gewässer gleichzeitig zahlreiche andere Gift- 
stoffe zugeführt werden? 


51. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Heyen rung, die Sicherheitsvorkehrungen auf deut- 

schen Flughäfen so weit zu verbessern, daß 
sich Bombenattentate wie das in München am 
10. Februar 1970 auf die Fluggäste der EL AL- 
Maschine nicht wiederholen können? 


52. Abgeordneter Wird die Bundesregierung auf die in Frage 
Heyen kommenden Landesregierungen einwirken, 

damit diese in Zukunft ausreichend Vorsorge 
treffen, um die Sicherheit der Fluggäste und 
des Luftverkehrs in Deutschland zu gewähr- 
leisten? 


53. Abgeordneter 

Josten 


Zu welchem Ergebnis haben die bisherigen 
Untersuchungen über das Fischsterben im 
Rhein vom vergangenen Jahr geführt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


54. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


55. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


56. Abgeordneter 

Pensky 


57. Abgeordneter 
Pensky 


Erscheint es der Bundesregierung auf Grund 
sehr praktischer Erwägungen nicht geboten, 
zumindest Minderjährige, die das 18. Lebens- 
jahr vollendet haben, am Scheckverkehr teil- 
nehmen zu lassen, ohne daß sie noch weiter- 
hin der Zustimmung des gesetzlichen Ver- 
treters und gar der vormundschaftsgerichtli- 
chen Genehmigung bedürfen (vgl. § 1643 in 
Verbindung mit § 1822 Nr. 9 BGB)? 

Hält die Bundesregierung eine recht baldige 
gesetzliche Regelung der Frage, daß Minder- 
jährige ab 18 Jahren ohne die bisherigen 
Einschränkungen zum Scheckverkehr zugelas- 
sen werden, nicht für geboten, um die in der 
Praxis der Kreditinstitute oft im Zusammen- 
hang mit der bargeldlosen Lohn- und Gehalts- 
zahlung aufgetretenen Schwierigkeiten auszu- 
räumen und damit der Empfehlung des Bun- 
desverbandes des Privaten Bankgewerbes zu 
entsprechen, der bereits im Jahre 1967 das 
Bundesjustizministerium auf dieses Problem 
aufmerksam gemacht hat? 

Stimmt mir die Bundesregierung darin zu, daß 
die Tatbestände des sogenannten Haustür- 
schwindels durch unseriöse Vertreter ständig 
zunehmen, und es deshalb dringend notwen- 
dig ist, zum besseren Schutz der Verbraucher, 
das Abzahlungsgesetz im Sinne des vom Lan- 
de Hessen beim Bundesrat eingebrachten Ent- 
wurfs erneut zu novellieren? 

Wann ist mit der Behandlung des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Abzahlungsgeset- 
zes, das der Bundesrat beschlossen hat, durch 
das Kabinett und mit der anschließenden 
Vorlage dieses Entwurfs im Deutschen Bundes- 
tag zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


58. Abgeordneter Darf alsbald erwartet werden, daß die Bundes- 
Varelmann regierung, ebenso wie sie aus Mitteln des 

Steueraufkommens aus dem Straßenverkehr 
den Bau von Straßen durch Bund und Länder 
fördert, auch die Schaffung von Krankenhaus- 
betten für Opfer des Straßenverkehrs unter- 
stützt? 


59. Abgeordneter Wie hoch ist der Aufwand für die nach Fest- 
Varelmann Stellungen für Verkehrsverletzte erforderli- 

chen etwa 12 000 Krankenhausbetten bei mo- 
derner Ausstattung entsprechender Häuser? 
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60. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Ent- 

Eckerland schädigungsberechtigte gemäß § 49 des Bun- 

desseuchengesetzes eine so niedrige Entschä- 
digung erhalten, daß zusätzlich Sozialhilfe 
gewährt werden muß? 

61. Abgeordneter Werden in diesem Zusammenhang Schritte 

Eckerland erwogen, die Einkommenshöchstgrenze des 

§ 49 Abs. 3 des Bundesseuchengesetzes von 
660 DM, die der Pflichtgrenze in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung im Jahre 1961 
entsprach, auf die heutige Pflichtversiche- 
rungsgrenze von 1200 DM anzuheben? 

Entspricht die Meldung aus Tierarztkreisen 
im Süden der Bundesrepublik Deutschland den 
Tatsachen, daß rezeptpflichtige Antibiotika, 
die dem Viehfutter beigemischt werden, häu- 
fig unter Umgehung der Tierärzte und Apo- 
theken ohne Rezepte in den Handel gebracht 
werden? 

63. Abgeordneter Welche Möglichkeiten hat die Bundesregie- 

Dr. Schmidt rung in diesem Zusammenhang, um z. B. hol- 

(Krefeld) ländische Arzneimittelgroßhändler am illega- 

len Verkauf von Tiermedikamenten in der 
Bundesrepublik Deutschland zu hindern? 

64. Abgeordneter . Trifft es zu, daß das Bundesministerium für 

Dr. Brand Jugend, Familie und Gesundheit aus Mangel 

(Pinneberg) an Mitarbeitern nicht in der Lage ist, dringend 

notwendige Gesetzentwürfe — wie z. B. das 
Giftgesetz — zu erarbeiten? 

65. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Dr. Brand getroffen, um dem Mangel an Mitarbeitern 

(Pinneberg) im Bundesministerium für Jugend, Familie 

und Gesundheit abzuhelfen? 

Waren die an Pocken im Sauerland schwer 
erkrankten oder verstorbenen Bürger der Bun- 
desrepublik Deutschland sämtlich auf Grund 
der gesetzlichen Bestimmungen geimpft bzw. 
wiedergeimpft? 

Welche Erkenntnisse hinsichtlich der Zwangs- 
impfung und Immunität gewann die Bundes- 
regierung aus den jüngsten Pockenerkrankun- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie groß der 
Anteil der deutschen Ärzte ist, die über aus- 
reichende Kenntnisse in Erster Hilfe bzw. in 
der Notfallmedizin verfügen? 

69. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
Seefeld kein Mediziner die Universität verlassen soll- 

te, ohne genügende Ausbildung in Erster Hilfe 
und Wiederbelebung erhalten zu haben und 
wenn ja, wie kann dem entsprochen werden? 


68. Abgeordneter 

Seefeld 


67 Abgeordneter 

Flämig 


66. Abgeordneter 

Flämig 


62. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


70. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


71. Abgeordneter 

Wohlrabe 


72. Abgeordneter 

Wohlrabe 


73. Abgeordneter 

Baier 


74. Abgeordneter 

Dr. Gleissner 


75. Abgeordneter 

Dr. Gleissner 


Wie beurteilt die Bundesregierung Organisa- 
tion und Arbeitsweise der zurzeit in der 
Bundesrepublik Deutschland tätigen Institute 
für Städtebau und Raumordnung und welche 
Ergebnisse haben diese Institute auf dem 
Gebiet des Bauwesens erbracht? 

Hat die Bundesregierung in Zusammenwirken 
mit den Ländern, nachdem am 14. November 
1969 das Bundesverfassungsgericht § 29 des 
Wohngeldgesetzes insoweit für nichtig erklärt 
hat, als Sozialhilfeempfänger durch diese Vor- 
schrift vom Bezug von Wohngeld ausgeschlos- 
sen werden, rechtzeitig Maßnahmen eingelei- 
tet, die unter Beachtung dieses Urteils den 
erforderlich werdenden zusätzlichen Verwal- 
tungsaufwand auf ein Mindestmaß beschrän- 
ken? 

Hält es die Bundesregierung bei der derzeiti- 
gen Rechtslage für erforderlich, daß — wie in 
einigen Bundesländern geschehen — alle So- 
zialhilfeempfänger aufgefordert werden, einen 
Antrag auf Gewährung von Wohngeld zu 
stellen? 

Nachdem der Bundesminister für Städtebau 
und Wohnungswesen laut Handelsblatt Nr. 17 
erklärte, daß es eine Daueraufgabe der öffent- 
lichen Hand bleibe, zur Deckung des Woh- 
nungsbedarfs kinderreicher Familien, alter 
Menschen, junger Ehepaare, Alleinstehender 
und Körperbehinderter beizutragen, frage ich, 
in welcher konkreten Weise der Bundesmini- 
ster für Städtebau und Wohnungswesen bis- 
her gezielt zur Deckung dieses genannten 
Wohnungsbedarfs beigetragen hat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß einer- 
seits der Bund aufgefordert wird, erhebliche 
finanzielle Beihilfen und Sondergesetze zur 
Behebung der außergewöhnlichen Wohnungs- 
not in München zu leisten, andererseits die 
Wohnungsnot geradezu dadurch fördert, daß 
man einem Großunternehmen in Perlach für 
ein Mammutprojekt, daß etwa 80 000 aus dem 
In- und Ausland zuziehende und damit neue 
Wohnungssuchende zur Folge hat, die Grund- 
erwerbsteuer erläßt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die An- 
siedlung dieses Großunternehmens gegen die 
einfachsten Grundprinzipien der Raumord- 
nung verstößt, weil dadurch Zuzug von wei- 
teren 80 000 Personen aus dem In- und Aus- 
land zusätzlich in den überfüllten Raum Mün- 
chen hineingepreßt wird? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


76. Abgeordneter 

Dr. Ritz 


77. Abgeordneter 

Picard 


78. Abgeordneter 

Picard 


79. Abgeordneter 

Memmel 


80. Abgeordneter 

Leicht 


81. Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 


82. Abgeordneter 

Strohmayr 


83. Abgeordneter 

Strohmayr 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
in den Bundesländern, in denen noch keine 
Lernmittelfreiheit besteht, Aufwendungen für 
Lernmittel im Rahmen der außergewöhnlichen 
Belastungen steuerlich zu berücksichtigen? 

Inwieweit hat die Anwendung der Mehrwert- 
steuer zu Ergebnissen geführt, die den bei 
ihrer Einführung von Parlament und Regie- 
rung geäußerten Erwartungen und Vorstel- 
lungen nicht entsprechen? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei einer ge- 
gebenenfalls notwendig werdenden Reform 
den Kraftfahrzeughandel aus der Mehrwert- 
steuer herauszunehmen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, noch in die- 
sem Jahr dem Deutschen Bundestag die Ver- 
einbarung der Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaften über eine neue Finanz- 
verfassung der Gemeinschaften zur Ratifizie- 
rung vorzulegen, auch wenn die damit ver- 
bundene Erweiterung der Befugnisse des Euro- 
päischen Parlaments in der vorgesehenen Art 
in Wegfall kommen sollte? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß Bürger, die im öffentlichen Interesse bereit 
sind, Grundstücksteile zur Verfügung zu stel- 
len, mit einer Spekulationssteuer belegt wer- 
den, wenn die Abgabe der Grundstücksteile 
innerhalb von zwei Jahren nach Erwerb er- 
folgt? 

Ist die Bundesregierung im Interesse der Ver- 
mögensbildung und der Vereinfachung der 
Steuerverwaltung bereit, die Einkommens- 
grenze für Lohnsteuerzahler nach § 46 EStG 
für die Abgabe einer Einkommensteuererklä- 
rung von 24 000 DM und die Steuerfreiheits- 
grenze für Nebeneinkünfte von 800 DM ange- 
messen zu erhöhen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es sinnvoll wäre, bei Sonderprägungen von 

5 oder 10 DM Münzen bei den Bank- und 
Sparinstituten Vormerklisten aufzulegen, da- 
mit der Bedarf auch tatsächlich gedeckt und 
Spekulation ausgeschlossen werden kann? 

Trifft es zu, daß Auflagen von weiteren 4 bis 

6 Millionen Stück der Olympiamünzen deshalb 
auf Terminschwierigkeiten stoßen, weil die 
staatlichen Münzen durch Privataufträge über- 
lastet sind und Staatsaufträge zurückstehen 
müssen? 
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84. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 


85. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 


86. Abgeordneter 

Niegel 


87. Abgeordneter 

Geisenhofer 


88. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 


89. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


90. Abgeordneter 

Krammig 


91. Abgeordneter 

Hansen 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung das 
verlorene Nationalvermögen der Deutschen 
aus den Oder-Neiße-Gebieten, aus dem Zwi- 
schenkriegs-Polen, aus dem Sudetenland und 
aus Süd-Ost-Europa? 

Ist die Bundesregierung bereit, in Zusammen- 
arbeit mit Fachleuten aus den Kreisen der 
Wissenschaft und der Betroffenen dieses ver- 
lorene Nationalvermögen exakt berechnen zu 
lassen und dem Deutschen Bundestag Bericht 
zu erstatten? 

Kann die Bundesregierung Angaben über die 
Höhe der jährlichen Gewerbesteuerminderein- 
nahmen der Gemeinden — insbesondere in 
Bergbaugemeinden — machen, die infolge des 
Strukturwandels bzw. der Errichtung der 
Ruhrkohle AG (Einheitsgesellschaft) entstan- 
den sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, die steuerliche 
Benachteiligung von Elektrostraßenfahrzeugen 
(Gewichtsbesteuerung anstelle nicht möglicher 
Hubraumbesteuerung) so rechtzeitig aufzuhe- 
ben, daß die jetzt in Gang kommende Pro- 
duktion abgasfreier Omnibusse gefördert wird 
und welche sonstige Förderung der Einfüh- 
rung abgasfreier Stadtfahrzeuge gedenkt die 
Bundesregierung zu gewähren? 

Trifft es zu, daß wie die „Welt am Sonntag" 
vom 1. Februar 1970 berichtet, deutsche Mil- 
lionäre ihr Geld ins Ausland bringen und daß 
manche Unternehmer ihr Geld darum im Aus- 
land anlegen, weil sie der Bundesregierung 
skeptisch gegenüberstehen und Mitbestim- 
mung, Sozialisierungen und Erhöhung von 
Erbschafts- und Vermögenssteuer fürchten? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, zum heuti- 
gen oder einem späteren Zeitpunkt Schritte 
zu unternehmen, um die Sonderabschreibun- 
gen Grenzland einzuschränken oder gänzlich 
aufzuheben? 

Billigt der Bundesminister der Finanzen die 
Ankündigung verschiedener Hauptzollämter, 
daß Steuerpflichtige, die innerhalb der Schon- 
frist nach § 1 Abs. 1 der Verordnung zum 
Steuersäumnisgesetz häufiger Steuerzahlun- 
gen leisten, damit rechnen müssen, daß die 
Fälligkeit der Verbrauchsteuern nach § 101 
Reichsabgabenordnung vorverlegt wird, so 
daß die Schonfrist für diese Steuerpflichtigen 
entfällt? 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
daß in Vordrucken für den Lohnsteuer-Jahres- 
ausgleich nach wie vor die Bezeichnungen 
„sowjetische Besatzungszone Deutschlands" 
und „Sowjetsektor von Berlin" verwendet 
werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


92. Abgeordneter 

Werner 


92. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


94. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


95. Abgeordneter 

Geldner 


96. Abgeordneter 

Meister 


97. Abgeordneter 

Meister 


98. Abgeordneter 

Brück 


99. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen der Aufwertung im Hinblick auf 
die Rückzahlungsverpflichtungen dritter Län- 
der für von der Bundesregierung gewährte 
Kapitalhilfen? 

Hält es die Bundesregierung mit den Anliegen 
der regionalen Wirtschaftsförderung und mit 
dem Erfordernis einer raschen, gezielten und 
wirksamen Hilfe für wirtschaftsschwache Ge- 
biete (Bundesausbaugebiete) für vereinbar, 
daß entsprechende Anträge auf Förderung 
wegen der ständigen Änderung der Förde- 
rungsrichtlinien fast ein Jahr lang nicht ver- 
beschieden werden? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
derartige für förderungswürdige Unternehmen 
unzumutbare Wartezeiten zu verkürzen und 
eine reibungslosere und schnellere Bearbei- 
tung von Förderungsanträgen sicherzustellen? 

Welche Erfahrungen haben sich seit der Frage- 
stunde vom 13. November 1969 bezüglich der 
Benachteiligung des deutschen Fremdenver- 
kehrsgewerbes gegenüber dem Ausland in- 
folge der DM-Aufwertung ergeben, und wel- 
che Fühlungnahmen hat die Bundesregierung 
auf Grund dessen entsprechend der Ankündi- 
gung des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Arndt eingeleitet? 

Glaubt die Bundesregierung, daß der zwischen 
der Ruhrgas-AG und der russischen Allunions- 
vereinigung abgeschlossene Gaslieferungsver- 
trag, der nach Pressemeldungen eine soge- 
nannte Ausschließungsklausel enthält, einen 
Verstoß gegen das Wettbewerbsgesetz dar- 
stellt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
auf diesem Gebiet die Wettbewerbsfähigkeit 
zu gewährleisten oder aber die sich ergeben- 
den Verzerrungen auszugleichen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsa- 
che, daß in Frankreich deutsche und franzö- 
sische Autos weitaus billiger verkauft wer- 
den als in der Bundesrepublik Deutschland, 
wobei es bei deutschen Typen Preisdifferen- 
zen bis zu 1227 DM und bei französischen bis 
zu 3880 DM gibt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
räumliche Geltung der Förderungsprinzipien 
von strukturschwachen Gebieten durch Be- 
schränkung auf die Kreisgrenzen teilweise 
willkürliche Begrenzungen aufweist? 
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100. Abgeordnetei 

Dr. Abelein 


101. Abgeordneter 

Dr. Frerichs 


102. Abgeordneter 

Peters 

(Norden) 


103. Abgeordneter 

Peters 

(Norden) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Begren- 
zung von Bundesausbaugebieten nach gerech- 
teren Gesichtspunkten zu vollziehen als nach 
Kreisgrenzen? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um in längerfristigen Verträgen zwi- 
schen öffentlichen Auftraggebern und Handel 
und Handwerk — insbesondere aus dem Be- 
reich der Bauwirtschaft — auch für mit öffent- 
lichen Mitteln finanzierte Bauvorhaben ein- 
heitliche und für die Vertragspartner verbind- 
liche Preisgleitklauseln vereinbaren zu kön- 
nen, damit die durch erhebliche Preisverände- 
rungen im Baumarkt unübersehbaren und 
existenzbedrohenden Risiken, die bei der häu- 
fig festzustellenden Forderung der auftrag- 
vergebenden Stellen nach Festpreisangeboten 
entgegen den preisrechtlichen Empfehlungen 
des Bundesministeriums für Wirtschaft aus- 
schließlich bei den Anbietern liegen, für diese 
beseitigt oder gemindert werden? 


Hat die Bundesregierung mit dem Verkauf 
der Frisia Erdölwerke AG/Emden die Kon- 
zeption eines deutschen Erdölkonzerns auf- 
gegeben? 


Sind durch den Verkauf Arbeitsplätze, ins- 
besondere im Bereich der Verwaltung, ge- 
fährdet und mit dem Verkauf Auflagen ver- 
bunden, etwa die Kapazität der Raffinerie zu 
halten oder zu erweitern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


104. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, wie weit die 
Dasch Maßnahmen, Anordnungen und Absprachen 

gediehen sind, die dahin führen, den Milch- 
fettgehalt von 3,3 auf 3,5% zu erhöhen und 
damit eine qualitativ hochwertigere Milch an 
die Verbraucher abzugeben? 


105. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung die letzte 
Bittelmann Rate des Getreidepreisausgleichs auszahlen, 

nachdem im Herbst 1969 bei der Antragstel- 
lung angekündigt worden war, daß die Zah- 
lungen zu Beginn des Jahres 1970 geleistet 
werden sollten? 


106. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 


Kann die Bundesregierung Zusagen, daß die 
von der EWG zugesicherte Rodungsprämie 
im Obstbau noch in dieser Rodungssaison 
zum Tragen kommt? 
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107. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, was der 

Mertes EWG-Vizepräsident Mansholt unter „positi- 

ver Preispolitik" versteht, und wie wird sich 
diese „positive Preispolitik" auf Erzeuger und 
Verbraucher in der Bundesrepublik Deutsch- 
land auswirken? 

108. Abgeordneter Mit welchen Maßnahmen gedenkt die Bun- 

Dröscher desregierung die Fälle zu lösen, in denen 

Landwirte, die ihren Betrieb abgeben wollen, 
um eine Landabgaberente zu erhalten, keinen 
geeigneten Pächter für ihren Betrieb finden? 

Worauf ist nach Ansicht der Bundesregierung 
die große Differenz in der Zahl der für die 
sogenannten Abschlachtprämie angemeldeten 
Kühe in Deutschland im Vergleich zu den an- 
deren EWG-Staaten zurückzuführen und wel- 
che Folgen wird diese Aktion nicht zuletzt 
unter Berücksichtigung der Äußerungen von 
Vizepräsident Mansholt, wonach die beabsich- 
tigte Wirkung der prämienbegünstigten Ab- 
schlachtaktion bei Milchkühen verpufft sei, 
langfristig für unsere Milchwirtschaft haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

110. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
Frau Herklotz der von der Beratenden Versammlung des 

Europarates am 30. September 1969 angenom- 
menen Empfehlung 565 (1969) die Einberufung 
einer Konferenz der europäischen Arbeits- und 
Sozialminister zu befürworten, um eine koor- 
dinierte und moderne europäische Sozialpoli- 
tik in die Wege zu leiten? 

111. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat bei der Zusammen- 

Gewandt Setzung des Bundesausschusses für Berufsbil- 

dung der Handel, der über 350 000 Auszubil- 
dende, davon allein 190 000 im Einzelhandel, 
beschäftigt und dessen Berufsausbildung er- 
heblich von derjenigen anderer Berufszweige 
abweicht, keine Berücksichtigung gefunden? 

112. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, nachträg- 

Gewandt lieh noch einen Spitzenverband des Handels, 

z. B. den Rat des Deutschen Handels, in den 
Bunde saus schuß zu berufen? 

113. Abgeordneter Ist der Bundesregierung, bekannt, daß nach 

Bäuerle dem Inkrafttreten des Lohnfortzahlungsgeset- 

zes kranke Arbeiter für die zweite und jede 
weitere Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung die 
Kosten innerhalb der ersten sechs Krankheits- 
wochen selbst tragen müssen? 


109. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 
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114. Abgeordneter Wird die Bundesregierung Maßnahmen ergrei- 

Bäuerle fen, um die Arbeiter zukünftig von diesen 

Kosten zu befreien (wie Angestellte behan- 
deln)? 

115. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß zugleich 

Schmidt mit dem Inkrafttreten des Lohnfortzahlungs- 

(Niederselters) gesetzes sogenannte „Krankenkontrolldienste 

für Betriebe" gegründet wurden, die sich an- 
bieten, gegen Bezahlung die kranken Arbeit- 
nehmer zu überwachen? 

116. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Schmidt diese Diskriminierung der kranken Arbeiter 

(Niederselters) zu verhindern? 

117. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 

Zander Umfang seit Wirksamwerden des Lohnfort- 

zahlungsgesetzes private Krankenüberwa- 
chungseinrichtungen — in Frankfurt am Main 
beispielsweise unter dem Namen „Allgemei- 
ner Krankenkontrolldienst für Betriebe" — 
tätig geworden sind? 

118. Abgeordneter Ist nach Ansicht der Bundesregierung die 

Zander Tätigkeit solcher Einrichtungen mit dem 

Grundrecht auf Menschenwürde sowie mit den 
allgemeinen Personlichkeitsrechten vereinbar? 

119. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zuzugeben, daß 

Maucher auf Grund ihres Inserates „Mehr soziale Ge- 

rechtigkeit für die Kriegsopfer" ein falscher 
Eindrude bei den Betroffenen und in der Öf- 
fentlichkeit entstehen muß, nämlich der, daß 
die Renten in der Kriegsopferversorgung bei 
allen Kriegerwitwen um 25,3°/o verbessert 
werden? 

120. Abgeordneter Bei wie vielen Kriegerwitwen wird der Scha- 

Maucher densausgleich gekürzt bzw. fällt er ganz weg? 

121. Abgeordneter Wie weit sind die Vorbereitungen gediehen, 

Dr. Kempfier die freiwillige Angestelltenversicherung wei- 

teren Berufsgruppen auf freiwilliger Grund- 
lage zu eröffnen? 

122. Abgeordneter Besteht die Möglichkeit, die freiwillige Ver- 

Dr. Kempfier Sicherung einer zahlenmäßig genau überseh- 

baren Berufsgruppe, wie etwa den Rechtsan- 
wälten, vorrangig zu eröffnen? 

123. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür ein- 

Pawelczyk zusetzen, daß die truppenärztliche Tätigkeit 

wenigstens zur Hälfte auf die Zeit angerech- 
net wird, die für die Niederlassung eines Arz- 
tes in einer Kassenpraxis erforderlich ist? 
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124. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch Novel- 

Koenig lierung der Reicbsversicherungsordnung die 

gesetzlichen Grundlagen zu schaffen, damit 
künftig auch Umschüler, die ein Übergangs- 
geld von den Landesversicherungsanstalten 
erhalten, in den Genuß regelmäßiger Erhö- 
hungen nach dem Vorbild der Dynamisierung 
des Arbeitsförderungsgesetzes kommen? 

125. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß es der zu- 

Niegel nehmenden Bedeutung der Bundesanstalt für 

Arbeit als einer modernen Dienstleistungsbe- 
hörde dienlich ist, wenn anläßlich der Ernen- 
nung eines neuen Vizepräsidenten in dieser 
Anstalt durch die Pressestelle in Nürnberg ein 
nicht ausreichender Lebenslauf veröffentlicht 
wird? 

126. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Zahlen darüber 

Schmidt nennen, in welchem Umfang die Bundesan- 

(Kempten) stalt für Arbeit Umschulungsmaßnahmen von 

dem Land im Vergleich zu den Großstädten 
fördert? 


127. Abgeordneter Bis wann kann mit der von der Bundesregie- 

Weigl rung in der Regierungserklärung angekündig- 

ten Überprüfung und Dynamisierung der 
Krankenversicherungspflichtgrenze für Ange- 
stellte und der Einführung des ebenfalls ange- 
kundigten Arbeitgeberbeitrages für alle ober- 
halb der Versicherungspflichtgrenze verdie- 
nenden Angestellten gerechnet werden? 

128. Abgeordneter Trifft es zu, daß die geplante Verdoppelung 

Weigl des 312 DM-Gesetzes nur Arbeitnehmern zu- 

gute kommen soll, für die diese Verbesserung 
im Rahmen eines Tarifvertrages vereinbart 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


129. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Absol- 

Wurbs venten des Wehrdienstes bei der Immatriku- 

lation an den Universitäten gegenüber Abitu- 
rienten benachteiligt werden, und was gedenkt 
die Bundesregierung zu unternehmen, damit 
dem Grundsatz der Gleichbehandlung gegen- 
über beiden Gruppen entsprochen wird? 

130. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 

Lemmrich schlag, Tiefflugübungen von Düsenflugzeugen 

der Deutschen Luftwaffe nicht über dem Ge- 
biet der Bundesrepublik Deutschland sondern 
über der Sahara durchzuführen? 
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131. Abgeordneter Welche Folgerungen wurden aus dem für das 

Schirmer Bundesverteidigungsministerium erarbeiteten 

Untersuchungsbericht des Institutes für Kreis- 
laufforschung und Sportmedizin über Mög- 
lichkeiten zur Steigerung des körperlichen 
Leistungsvermögens von Rekruten gezogen 
und welche Erfahrungen gewonnen? 

132. Abgeordneter Unter welchen Voraussetzungen können Ar- 

Schultz beitnehmer bei abgelegenen Dienststellen der 

(Gau- Bundeswehr auch dann Trennungsgeld erhal- 

Bischofsheim) ten, wenn sie nicht umzugswillig sind? 

133. Abgeordneter Welche Bedeutung hat in diesem Zusammen- 

Schultz hang die Besitzstandsregelung zugunsten der 

(Gau- Arbeitnehmer vom Dezember 1968? 

Bischofsheim) 

134. Abgeordneter Ist der Bundesminister der Verteidigung in 

Leicht Zukunft bereit, den dritten Sohn einer Familie, 

deren beide älteren Söhne schon den vollen 
Wehrdienst abgeleistet haben — wie z. B. in 
dem von der Presse veröffentlichten Fall des 
21jährigen H. Heidenblut aus Billingheim- 
Ingenheim, Landkreis Landau — sofort nach 
Ableistung des Grundwehrdienstes zu entlas- 
sen oder ganz vom Wehrdienst zu befreien? 

135. Abgeordneter Welche Möglichkeit sieht die Bundesregie- 
Dr. Kreutzmann rung für Berufsunteroffiziere, während ihrer 

Dienstzeit die mittlere Reife nachzuholen, um 
so die Möglichkeit zu haben, in die Laufbahn 
der Offiziere des militärfachlichen Dienstes 
aufsteigen zu können? 

136. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Unteroffizieren 

Pawelczyk der Bundeswehr das Recht einzuräumen, sich 

für die Laufbahngruppe der Offiziere zu be- 
werben? 


137. Abgeordneter Entspricht es den Bemühungen nach weitge- 
Susset hendster Wehrgerechtigkeit, wenn Wehrpflich- 

tige — z. B. Abiturienten, die vor der Ein- 
berufung in keinem Arbeitsverhältnis stehen 
konnten — , die zum 1. Oktober eines Jahres 
zur Ableistung ihres Wehrdienstes einberufen 
werden, sich dann im November/Dezember 
verpflichten und zum Soldaten auf Zeit er- 
nannt werden, dadurch finanzielle Nachteile 
erleiden, daß der Bund als Arbeitgeber unter 
Berufung auf Antragsstellungsfristen es ab- 
lehnt, auf entsprechende Anträge z. B. von 
Zeitsoldaten, noch im November oder Dezem- 
ber Teile von deren Verdienst als vermögens- 
wirksame Leistung auf abgeschlossene Bau- 
sparverträge oder prämienbegünstigte Spar- 
verträge zu überweisen? 
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138. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung — und ggf. aus 

Dröscher welchen Gründen — , daß das Bundesministe- 

rium der Verteidigung im Falle eines Berufs- 
soldaten, dessen wegen einer geringfügigen 
Bestrafung erfolgte Entlassung von zwei ge- 
richtlichen Instanzen für rechtswidrig erklärt 
worden ist, die doch mit erheblichem Verwal- 
tungs- und Kostenaufwand verbundene Revi- 
sion beim Bundesverwaltungsgericht eingelegt 
hat? 

139. Abgeordneter Wie ist der Widerspruch zu erklären zwischen 

Pieroth der dem Abgeordneten Pieroth durch den Par- 

lamentarischen Staatssekretär im Bundesmi- 
nisterium der Verteidigung am 21. Januar 1970 
erteilten Auskunft, der Bundesverteidigungs- 
minister könne wegen Terminüberlastung 
nicht nach Baumholder kommen und der vom 
Bundesminister der Verteidigung dem Abge- 
ordneten Dröscher schon einige Tage vorher 
erteilten Zusage, er werde doch nach Baum- 
holder kommen und darf nun damit gerechnet 
werden, daß der Minister bestimmt diesem 
Wunsch der Bevölkerung entsprechend per- 
sönlich nach Baumholder kommen wird? 

140. Abgeordnete Trifft es zu, <l-iß die Angehörigen der Bundes- 
Frau Griesinger wehr im Rahmen der Truppenverpflegung 

vorwiegend ausländisches Obst, wie Citrus- 
früchte, Bananen etc., zugeteilt bekommen? 

141. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den 
Frau Griesinger Angehörigen der Bundeswehr im Rahmen der 

Truppenverpflegung hochwertiges deutsches 
Obst in verstärktem Umfang zukommen zu 
lassen, um damit auch zum Abbau des Über- 
angebots an einheimischen Früchten, insbe- 
sondere an Äpfeln, beizutragen? 

142. Abgeordneter Wird bei Wehrpflichtigen, die im Februar/ 

Buchstaller März 1970 ein Ingenieurschulstudium begin- 

nen wollen, im Einzelfalle geprüft, ob die Ver- 
sagung der vorzeitigen Entlassung bzw. Beur- 
laubung eine besondere Härte wäre, nachdem 
die Bundesregierung in der Fragestunde am 
28. Januar 1970 auf die Frage des Abgeord- 
neten Dr. Schmude eine generelle Entlassung 
oder Beurlaubung aller in Betracht kommen- 
den Wehrpflichtigen als nicht möglich bezeich- 
net hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

143. Abgeordneter Wird der Bundeskanzler, gegebenenfalls unter 
Rasner Einsatz der Richtlinienkompetenz, dafür Sorge 

tragen, daß die Bundesregierung das Angebot 
der USA auf 10°/oige Beteiligung an der Ent- 
wicklung des Raumtransportersystems („space 


20 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/381 


shuffle") — ein Vorhaben, das natürlich den 
Etat des Wissenschaftsministerium sprengt — 
annimmt? 

144. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung über die politi- 

Rasner sehe, wissenschaftliche und wirtschaftliche Be- 

deutung dieser Offerte unseres wichtigsten 
und größten Bündnispartners im Klaren — ei- 
nes Angebots, dessen Ablehnung unwiderruf- 
liche Nachteile für die Bundesrepublik 
Deutschland — mit sich bringen würde? 

145. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die wissen- 

Dr. Schober schaftliche und wirtschaftliche Tragweite des 

Angebots der NASA, sich mit 10% der Kosten 
an der Entwicklung eines Raumtransporter- 
systems zu beteiligen? 

146. Abgeordneter Hat die Bundesregierung alle Verhandlungs- 

Dr. Schober möglichkeiten ausgeschöpft, sich auch unter- 

halb des in Pressemeldungen genannten Betra- 
ges von 200 bis 300 Millionen DM jährlich zu 
beteiligen? 

147. Abgeordneter Welche betriebswirtschaftlichen und organisa- 

Moersch torischen Prüfungen sind von der früheren 

Bundesregierung im Kernforschungszentrum 
Karlsruhe veranlaßt worden? 


148. Abgeordneter Falls solche Prüfungen veranlaßt worden sind, 

Moersch welche Ergebnisse haben sie erbracht? 

149. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Richter bereits ergriffen, um im Sinne der Empfeh- 

lung 190 der Versammlung der WEU vom 
9. Dezember 1969 ein wirksames europäisches 
Raumforschungsprogramm aufzustellen, das 
sowohl den Anforderungen der 80er Jahre ent- 
spricht wie jede Monopolisierung der welt- 
weiten Nachrichtenverbindungen verhindert? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

150. Abgeordneter Könnte es sein, daß der Organisationserlaß 

Damm des Bundeskanzlers (Bulletin vom 18. Novem- 

ber 1969), Nummer 6, in seiner Auswirkung, 
zum Beispiel bei der Militärgerichtsbarkeit, 
einen gesetzwidrigen Zustand zur Folge hat? 

151. Abgeordneter Wenn ja, welchen? 

Damm 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


152. Abgeordneter 

Draeger 


153. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


154. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 


155. Abgeordneter 

Höcherl 


156. Abgeordneter 

Höcherl 


157. Abgeordneter 

Breidbach 


158. Abgeordneter 

Breidbach 


Wird die Bundesregierung entsprechend der 
Empfehlung 191 der Versammlung der WEU 
vom 10. Dezember 1969 im Nordatlantikrat 
darauf hinwirken, daß eine genaue verglei- 
chende Schätzung des Potentials der Streit- 
kräfte der NATO und des Warschauer Paktes 
vorgenommen wird, bevor Verhandlungen 
über eine ausgeglichene Einschränkung der 
Streitkräfte und der Rüstung in die Wege ge- 
leitet werden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Vergütung für die Lehrkräfte zur 
Ausbildung der Beamten des gehobenen und 
mittleren auswärtigen Dienstes angemessen 
festzusetzen? 

Sind auf. der Ratstagung der WEU vom 9. und 
10. Januar 1970 Ergebnisse erzielt worden, die 
entsprechend der Empfehlung 193 der Ver- 
sammlung der WEU vom 10. Dezember 1969 
geeignet sein können, das politische Programm 
von den Haag beschleunigt durchzuführen und 
sind Überlegungen angestellt worden, auf wel- 
che Weise die WEU wirksamer als bisher die 
politische Einigung Europas unterstützen 
kann? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
gierung zu ergreifen, um die Wiederholung 
von Fällen der Luftpiraterie, wie jetzt in 
München, auf Flugplätzen der Bundesrepublik 
Deutschland zu verhindern? 

Wird die Bundesregierung an die Regierun- 
gen arabischer Staaten herantreten, um darauf 
einzuwirken, daß Terroraktionen der palästi- 
nensischen Befreiungsfront gegen Israel auf 
dem Boden der Bundesrepublik Deutschland 
unterbleiben und wird sie sich um das Zu- 
standekommen eines weltweiten Abkommens 
über geeignete Maßnahmen gegen Luftpira- 
terie bemühen? 

Welche konkreten Maßnahmen wird die Bun- 
desregierung vorsehen, um zukünftig — ins- 
besondere im Hinblick auf den für den 22. Fe- 
bruar 1970 festgesetzten Besuch des Außen- 
ministers Israels — die Tätigkeit von Guerilla- 
Organisationen auf dem Territorium der Bun- 
desrepublik Deutschland zu verhindern? 

Warum hat die Bundesregierung am 27. Janu- 
ar 1970 — in Kenntnis des Wortlautes der 
Tischrede des Ministerpräsidenten von Jor- 
danien — die Bezeichnung Israels als Agres- 
sor sowohl unwidersprochen hingenommen, 
wie auch diese durch das Bundespresse- und 
Informationsamt der Öffentlichkeit mitteilen 
lassen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 

Lenze 

(Attendorn) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Sinne der 
Empfehlung 194 der Versammlung der WEU 
vom 10. Dezember 1969 darauf hinzuwirken, 
daß auf höchster internationaler Ebene eine 
Instanz geschaffen wird, die imstande ist, den 
internationalen Waffenhandel streng zu kon- 
trollieren? 


2. Abgeordneter Bestehen in der Bundesrepublik Deutschland 
Lenze ausreichende Kontrollmöglichkeiten, um den 

(Attendorn) Export schwerer Waffen in Krisengebiete ver- 

hindern zu können? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Rah- 
Rock men des weiteren Ausbaues des Industrie- 

gebiets von Salzgitter ein Chemiewerk im 
Raum Salzgitter — -Drütte mit ca. 3000 Beschäf- 
tigten gebaut werden soll, das bei der Niede- 
rungslage der Stadt Wolfenbüttel u. U. starke 
Benachteiligung der Bevölkerung dieser 
Wohnstadt durch weitere Abgase und Aus- 
dünstungen mit sich bringen kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


4. Abgeordneter Wie viele der im Rahmen der zur Zeit laufen- 
Weigl den Versetzungsaktion in westdeutsche Zoll- 

grenzbezirke versetzte Zollbeamte aus dem 
Bereich der Oberfinanzdirektion Nürnberg 
leben heute wegen fehlender Dienstwohnun- 
gen getrennt von ihren Familien? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


5. Abgeordneter Warum gibt es für den Landkreis Stockach, 

Dr. Häfeie der 1969 neu zum Bundesausbaugebiet er- 

klärt worden ist, bisher kein Aktionspro- 
gramm? 


6. Abgeordneter 

Dr. Häfeie 


Bis wann ist mit einem solchen Aktionspro- 
gramm zu rechnen? 
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7 . Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die In- 

Dr. Schneider ternationale Spielwarenmesse nur dann auf 

(Nürnberg) die Dauer in Nürnberg und damit in der 

Bundesrepublik Deutschland verbleiben kann, 
wenn für sie ein wesentlich vergrößertes und 
technisch verbessertes Messegelände zur Ver- 
fügung gestellt werden wird, und welche 
Möglichkeiten hält die Bundesregierung für 
gegeben, den Bau eines neuen Messezentrums 
in Nürnberg finanziell zu unterstützen? 

8. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Didigans bei Kooperationsvertägen deutscher Unter- 

nehmer, denen der deutsche Markt nicht die 
notwendigen Arbeitskräfte zur Verfügung 
stellen kann, mit Unternehmen in anderen 
europäischen Ländern außerhalb der Europäi- 
schen Gemeinschaften für die Waren, die auf 
Grund solcher Kooperationsverträge in den 
deutschen Markt fließen, im Ministerrat der 
Europäischen Gemeinschaften die Möglichkeit 
gezielter und befristeter Zollvergünstigungen 
zu betreiben, um auf diese Weise den Preis- 
auftrieb zu dämpfen, zugleich in der Erwä- 
gung, daß bei der gegenwärtigen Lage die 
Verlegung der Erzeugung in Gegenden mit 
einem reichlichen Arbeitskräfteangebot gün- 
stiger ist als das Hereinholen dieser Arbeits- 
kräfte als Gastarbeiter in die Bundesrepublik 
Deutschland? 

9. Abgeordneter Bei welchen Fusionen der letzten Jahre be- 

Dichgans dauert die Bundesregierung, daß sie mangels 

gesetzlicher Vorschriften diese Fusionen nicht 
hat unterbinden können, gesetzlicher Vor- 
schriften von der Art, wie sie sie zur Zeit in 
Beziehung auf eine Fusionskontrolle vorbe- 
reitet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

10. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung mit der Novellie- 

Burger rung des 312 D-Mark-Gesetzes, den Kreis der 

Anspruchsberechtigten auszudehnen, zum Bei- 
spiel auf Vorstandsmitglieder von Genossen- 
schaften und auf Pensionäre und Rentner? 

11. Abgeordneter Hat die Bundesregierung in Zusammenarbeit 

Rock mit den neu im Salzgitter-Gebiet errichteten 

Industriewerken und der Bundesanstalt für 
Arbeit genügend Vorsorge getroffen, daß der 
zusätzliche Bedarf an Arbeitskräften (ca. 8000 
für das Volkswagenwerk und 3000 für das 
Chemiewerk) so gesichert werden kann, daß 
die mittelständischen Industriebetriebe und 
die Handwerksbetriebe in diesem Zonenrand- 
gebiet durch Arbeitskräfteabwerbung nicht 
gefährdet werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


12. Abgeordneter Welche Initiativen hat die Bundesregierung 

Horstmeier auf Grund der Petition der Bevölkerung im 

Raum Minden, Porta-Westfalica zur Vermei- 
dung von gesundheitlichen Schädigungen 
durch die ständig zunehmende Lärmbelästi- 
gung infolge von Flugzeugen, insbesondere 
Strahlflugzeugen, unternommen? 

13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die verstärk - 

Horstmeier ten Flugübungen auf die See oder weniger 

dicht besiedelte Gebiete umzudirigieren oder 
zumindest dafür zu sorgen, daß Tiefflüge von 
Flugzeugen, insbesondere Strahlflugzeugen 
(auch ausländischen) sowie das Durchbrechen 
der Schallmauer über dem Raum Minden, 
Porta-Westfalica schnellstens verboten wer- 
den? 

14. Abgeordneter Treffen Zeitungsmeldungen zu, wonach auf 

Bertling Grund eines Erlasses des Bundesministeriums 

der Verteidigung Angehörige der Bundes- 
wehr bei Reitturnieren nicht mehr als Aufbau- 
kommandos eingesetzt werden dürfen? 

15. Abgeordneter Falls ja, welche Begründung gibt es für dieses 

Berding Verbot, nachdem in der Vergangenheit Bun- 

deswehrsoldaten in freiwilligem Einsatz zur 
allgemeinen Zufriedenheit bei Reitturnieren 
mitgewirkt haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


16. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß wäh- 

Pfeifer rend der jüngsten Grippewelle die ärztliche 

Versorgung von Grippeerkrankten in länd- 
lichen Gebieten durch den zunehmenden Man- 
gel an praktischen Ärzten vielfach auf ernst- 
hafte Schwierigkeiten gestoßen ist und daß 
in den kommenden Jahren die ärztliche Ver- 
sorgung der Bevölkerung im ländlichen Raum 
deshalb immer schwieriger wird, weil für den 
überalterten Berufsstand der praktischen 
Ärzte zu wenig Nachwuchs zur Verfügung 
steht? 

17. Abgeordneter Unterstützt die Bundesregierung Bestrebun- 

Pfeifer gen der Ärzteschaft, künftig die Ausbildung 

eines Facharztes für Allgemeinmedizin vor- 
zusehen? 

18. Abgeordneter Welche Bundesländer haben den „Facharzt für 

Biechele Allgemeinmedizin" eingeführt? 
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19. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
Biechele die Einführung eines „Facharztes für Allge- 

meinmedizin" dazu beiträgt, dem Mangel an 
praktischen Ärzten vor allem für Landgemein- 
den abzuhelfen, und ist sie gegebenenfalls 
bereit, sich mit ihren Möglichkeiten für die 
Einführung dieses Facharztbereichs einzuset- 
zen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


20. Abgeordneter 

Dr. Haack 


21. Abgeordneter 

Becker 

(Nürnberg) 


22. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


23. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


24. Abgeordneter 

Baier 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den Gemeinden in Ballungsgebieten und 
Ballungsrandgebieten Grobinformationen über 
geplante Vorhaben des Nahverkehrs auf der 
Schiene zu geben, damit die betroffenen Ge- 
meinden ihre Planungen darauf abstellen kön- 
nen? 

Besteht Aussicht, daß in absehbarer Zeit der 
Ausschank von höherprozentigem Alkohol (z. 
B. Magenliköre) in TEE-Zügen bei der Durch- 
fahrt durch Belgien vor allem zur Zeit der 
Einnahme von Mittag- und Abendessen ge- 
stattet wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, den am 9. Juli 
1969 vom damaligen Bundeskanzler gefaßten 
Beschluß im Zuge der Neuorganisation der 
Mittelinstanz der Deutschen Bundesbahn zu 
überprüfen, da sowohl die damit verbundenen 
Kosten und wirtschaftlichen und sozialen 
Nachteile für die betroffenen Bundesbahnan- 
gehörigen und den jeweils betroffenen Wirt- 
schaftsraum als auch die durch Zusammen- 
fassung entstehende Ballungssituation, wie 
beispielsweise im Raum München, den ge- 
wünschten Rationalisierungseffekt weitge- 
hend in Frage stellen? 

Ist die Bundesregierung bereit, vor ihrer 
Endentscheidung rechtzeitig dem Deutschen 
Bundestag oder dem Verkehrsausschuß des 
Deutschen Bundestages alle für die Fragen der 
Neuorganisation der Mittelinstanzen der 
Deutschen Bundesbahn erstellten Unterlagen 
und Statistiken zuzuleiten? 

Wird der Bundesminister für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen den mit 
Drucksache Vl/195 bekanntgegebenen Aufstu- 
fungswünschen des Landes Baden-Württem- 
berg mit 1085 Streckenkilometern 1970 wenig- 
stens teilweise nachkommen und dabei die be- 
antragte Aufstufung der L 532 und L 600, wel- 
che eine wichtige verkehrsmäßige Ergänzung 
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des Bundesfernstraßennetzes darstellen, vor- 
nehmen, nachdem 1969 keinerlei Auf Stufung 
im Land Baden-Württemberg mit erfolgte und 
das Land Baden-Württemberg mit 19% den 
niedrigsten Anteil der Bundesfernstraßen am 
Gesamtnetz der klassifizierten Straßen hat? 


25. Abgeordneter 

Weigl 


26. Abgeordneter 

Pieroth 


27. Abgeordneter 

Wurbs 


28. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


29. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


30. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


31. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


Sind alle Voraussetzungen für die Beseitigung 
des Verkehrsengpasses am Kolping-Platz in 
Weiden in der Oberpfalz erfüllt? 

Ist der Bundesregierung die Gefährlichkeit 
der Linkskurve der Bundesstraße 48 am Orts- 
eingang Bretzenheim, in der seit 1949 bei 
Verkehrsunfällen 14 Menschen ums Leben 
kamen (zuletzt 1 Tote am 1. Februar 1970) 
bekannt und was wird die Bundesregierung 
tun, um diesen Gefahrenpunkt zu beseitigen? 


Ist die Schließung der Stückgutbahnhöfe im 
Landkreis Witzenhausen mit den Vorstellun- 
gen der Bundesregierung, die Leistungskraft 
des Zonenrandgebietes gemäß § 2 Abs. 1 
Nr. 4 des Raumordnungsgesetzes zu stärken, 
zu vereinbaren? 

Wird auf Grund der Tatsache, daß mit Wir- 
kung vom 1. April 1970 die Gemeinden Tang- 
stedt, Wilstedt, Wulksfelde, Wulksfelde-Gut, 
Wiemerskamp, Ehlersberg, Rade und Reth- 
furt zu der Großgemeinde Tangstedt zusam- 
mengelegt werden, ein einheitliches Zustell- 
amt Tangstedt eingerichtet, wodurch die un- 
haltbare postalische Zersplitterung der einzel- 
nen Gemeinden beseitigt würde? 

Ist beabsichtigt, die Großgemeinde Tangstedt 
ebenso wie bereits die Gemeinde Wulksfelde, 
die ab 1. April 1970 Bestandteil der Großge- 
meinde Tangstedt wird, an das Hamburger 
Telefonnetz anzuschließen? 

Ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich 
Maßnahmen in die Wege zu leiten, um die 
inzwischen völlig mit dem Hamburger Ver- 
kehrsnetz verbundenen und wirtschaftlich 
nahezu ausschließlich auf Hamburg ausgerich- 
teten Randgemeinden Aumühle und Wohltorf 
in das Hamburger Ortsfernsprechnetz einzu- 
beziehen, um einen offenkundig den wirt- 
schaftlichen Wettbewerb erschwerenden Nach- 
teil zu beseitigen? 

Hat die von der Bundesregierung eingesetzte 
Tarifkommission für die Fernsprechgebühren- 
vorschriften auch den Auftrag oder kann sie 
noch beauftragt werden, alle Aspekte zu prü- 
fen, die diese Frage für die erwähnten Ge- 
meinden und weitere Orte in ihrer exponier- 
ten Lage zwischen der Großstadt Hamburg 
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und der Zonengrenze (im Zusammenhang mit 
für Zonenrandgebiete ständig geforderten 
Strukturverbesserungen) berühren, und wann 
ist mit einer endgültigen Entscheidung zu rech- 
nen? 

32. Abgeordneter Sind die Planungen für den Neubau eines 
Geiger Fcrnmelde-Dienstgebäudes und eines Post- 

Dienstgebäudes in Leonberg abgeschlossen? 

Kann wegen der Dringlichkeit mit einem frü- 
heren Baubeginn gerechnet werden als in der 
Antwort des Bundespostministeriums auf 
meine Frage in der Fragestunde vom 23. /25. 
April 1969 angegeben wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Meister die technischen Fakultäten an Technischen 

Hochschulen und Universitäten einer erhöh- 
ten Förderung bedürfen und bei der weiteren 
Planung und Entwicklung besonders berück- 
sichtigt werden müssen? 

35, Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, zusam- 

Meister men mit den Ländern darauf einzuwirken, den 

technischen Fakultäten eine erhöhte Förde- 
rung angedeihen zu lassen, um so die techno- 
logische Lücke eher zu schließen? 


Bonn, den 13. Februar 1970 


33. Abgeordneter 

Geiger 
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